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Der Sieg des rechten, ultraliberalen Javier Milei bei den Vorwahlen am 13. August kommt einem
politischen Erdbeben gleich. Überraschend ließ der Kandidat der rechten La Libertad Avanza (Die
Freiheit schreitet voran) die Vertreter:innen der großen bürgerlichen Parteiblöcke – der
rechtsliberalen Allianz Juntos por el Cambio (Gemeinsam für den Wechsel) und der peronistischen
Unión por la Patria (Union für das Vaterland) hinter sich.

Umfragen prognostizierten Milei, dessen Partei erst 2021 gegründet worden war, zwar einen
beachtlichen Zulauf von bis zu 20 % der Stimmen und damit den dritten Rang unter den
Präsidentschaftskandidat:innen. Dass er gewinnen würde, hatte jedoch niemand auf dem Schirm.

Ergebnis der Vorwahlen

Die Vorwahlen dienen in Argentinien zwei Zwecken. Erstens dürfen nur Parteien oder Allianzen, die
die 1,5 %-Hürde knacken, zu den Präsidentschaftswahlen, zur Wahl von 130 der 257 Parlamentssitze
sowie von 24 der 72 Senator:innen antreten. Zweitens können für eine Partei zwei
Kandidat:innenlisten zur Vorwahl antreten und das Ergebnis legt fest, wer die Liste anführt.
Darüber hinaus fanden am 13. August auch noch Vorwahlen zu den Gouverneur:innenwahlen und
der Legislative mehrerer Provinzen, darunter auch Stadt und Region Buenos Aires statt.

Bei den Vorwahlen zur Präsidentschaft erhielten Milei und die als Vizepräsidentkandidatin
antretende Victoria Villarruel 30 % der Stimmen. Anders als bei den meisten anderen Listen gab es
hier keine parteiinterne Konkurrenz Auf dem zweiten Platz folgte Juntos por el Cambio mit 28,3 %,
wobei sich dort Patricia Bullrich, die Vorsitzende der Partei des ehemaligen Präsidenten Mauricio
Macri (2015 – 2019) und einstige Sicherheitsministerin, mit 17 % durchsetzen konnte.

Die zur Zeit noch regierende peronistische Unión por la Patria errang nur 27,27 % – und verlor
damit gegenüber den Vorwahlen 2019 rund 20 %! Der derzeitige Wirtschafts- und Finanzminister
Massa, also der Kandidat vom rechten Parteiflügel, setzte sich mit 21,4 % klar durch. Der
linkspopulistische Gegenkandidat Grabois errang gerade 5,89 %, obwohl er vom Papst und der
ehemaligen Präsidentin Cristina Kirchner unterstützt wurde.

Nur zwei weitere Listen schafften es zu den Präsidentschaftswahlen, alle andere blieben unter
1,5 %. So treten neben den oben genannten drei großen Lagern noch die aus dem Peronismus
kommenden Schiaretti und Randazzo an, die bei den Vorwahlen 3,8 % erhielten. Die Kandidat:innen
der Frente de Izquierda y de Trabajadores – Unidad (FIT-U = Front der Linken und Arbeiter:innen –
Vereinigte Front) vereinten 2,7 % auf sich. Insgesamt erhielt die FIT-U 630.000 Stimmen – ein
deutlicher Rückgang gegenüber den letzten Vorwahlen 2021 (zur anderen Hälfte der
Parlamentssitze), als sie fast eine Million Stimmen erhielt, aber auch gegenüber den Wahlen von
2019. In der FIT-U setzte sich die Liste der PTS/IS (Bregman und del Caño) mit 1,86 % gegenüber
jener von PO/MST (Solano und Ripoll) durch, die 0,79 % erhielt. Andere linke Kandidaturen aus dem
trotzkistischen Spektrum verfehlten mit 0,4 % (Nuevo MAS) und 0,3 % (Politica Obrera) die 1,5 %-
Hürde.

Sieg der Rechten und Krise

Betrachten wir nur die Stimmen zu den Präsidentschaftswahlen, so erzielten Kandidat:innen rechts
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von den regierenden Peronist:innen rund 60 %! Hinzu kommt, dass La Libertad Avanza auch in
vielen Provinzen stark abschnitt, also nicht nur Milei als ernstzunehmender Kandidat, sondern auch
seine Partei sich etablieren konnten. Die Stimmen für die regierenden Peronist:innen dürfen darüber
hinaus auch keineswegs als „links“ gewertet werden. Vielmehr stellt der Peronismus den linken
Flügel des bürgerlichen Spektrums dar, eine populistische politische Strömung, die letztlich die
Interessen des Kapitals vertritt, auch wenn sie die Gewerkschaften und deren Führung über
Jahrzehnte inkorporiert, gewissermaßen eine Volksfront in Parteiform darstellt.

In jedem Fall haben die beiden Hauptparteien des politischen Systems an Positionen verloren. Über
Jahrzehnte stellten sie – und nur sie – Präsidentschaft und Regierung, wechselten sich
gewissermaßen ab, wenn darum ging, die Staatsgeschäfte zu erledigen und die damit verbundenen
Pfründe untereinander aufzuteilen. Dieses System war schon immer untrennbar mit Korruption,
Vetternwirtschaft, Amtsmissbrauch und mehr oder weniger offener Plünderung staatlicher Gelder
für eigene Zwecke oder im Interesse des inländischen und ausländischen Kapitals verbunden.

Doch Argentinien befindet sich seit Jahren in einer extremen ökonomischen und sozialen Krise, die
eng mit der halbkolonialen Abhängigkeit des Landes verbunden ist. Schon um die Jahrhundertwende
stand das Land infolge von Verschuldung, Bankcrash und Zusammenbruch der Währung vor dem
Ruin. Nachdem diese vorübergehend überwunden werden konnte, dreht sich wieder die
Schuldenspirale. Seit spätestens 2014 schrammt das Land nah an der Insolvenz vorbei.

Seit Jahren verhandelt Argentinien eine Umschuldung nach der anderen mit dem IWF, da es sonst
kaum noch neue Kredite erhält. Im März 2023 betrugen die Schulden rund 276 Milliarden US-
Dollar. Davon entfielen 148 Milliarden auf den Nationalstaat, der beim IWF mit rund 45 Milliarden
in der Kreide steht. Gleichzeitig sanken die Devisenreserven der Zentralbank auf 36,5 Milliarden
US-Dollar, den niedrigsten Stand seit 2016.

Die Inflation ist von Juni 2022 bis Juni 2023 von 64 % auf 115 % gestiegen, was auch dazu führt,
dass viele versuchen, ihre Reserven in US-Dollar anzulegen. Extreme Dürren, begleitet von massiven
Ernteeinbrüchen – Schätzungen gehen von 30 – 40 % für verschiedene Agrarprodukte aus –, haben
die Situation weiter zugespitzt. Verschärfend kommen Energie- und Treibstoffknappheit hinzu. Für
2023 prognostiziert der IWF ein Schrumpfen der Wirtschaft um 2,5 % und eine Inflationsrate von
120 %.

Dabei leben schon heute rund 40 % der Bevölkerung in völliger Armut – und zwar mit massiver
Steigerung. In den letzten Jahren sind Schätzungen zufolge rund 4,5 Millionen Menschen in die
Armut abgerutscht, auch aus den Mittelschichten – nicht zuletzt infolge der Kürzungen, die für IWF-
Kredite ausgehandelt wurden. Die Arbeitslosigkeit liegt bei rund 7,5 %, die Jugendarbeitslosigkeit
bei 18,3 %. Nur 43 % der Beschäftigten haben einen „regulären“ Arbeitsvertrag, die Mehrheit der
Lohnabhängigen arbeitet ohne soziale Absicherung über Vertragsarbeit oder als
Scheinselbstständige. Das führt auch dazu, dass die Gewerkschaften an potentiellem Einfluss
verloren, weil mittlerweile die Mehrheit aller Arbeitsverhältnisse nicht über gewerkschaftliche
Abkommen reguliert wird (was umgekehrt die Gewerkschaftsspitzen nicht hindert, sich weiter den
Peronist:innen unterzuordnen).

Widerstand

All dies findet keineswegs ohne Widerstand und Protest statt. Im Sommer 2022 gab es bedeutende
Demonstrationen gegen Preissteigerungen und umfangreiche Kürzungen an Sozialprogrammen
durch die peronistische Fernández-Regierung. Mehrere landesweite Protesttage 2023 mobilisierten
Hunderttausende – 160.000 am 7. Februar,



rund 350.000 Menschen am 18. Mai 2023 nach einem Sternmarsch nach Buenos Aires gegen
Hunger und IWF-Sparpolitik. Maßgeblich organisiert wurden sie von einer  Koordination für die
soziale Veränderung, einem Bündnis der Erwerbslosenorganisationen namens Unidad Piquetera.

Am 4. Juli 2023 fanden in mindestens 87 Orten Argentiniens Proteste statt, vielerorts wurden auch
Straßen und Kreuzungen blockiert. Unter dem Banner „Unidad Piquetera“ (Vereinte Blockade)
demonstrierten verschiedene soziale Bewegungen gemeinsam gegen die wachsende Ungleichheit im
Land.

Die vier Forderungen der Unidad Piquetera: „20 Millionen Arme, und das Essen geht in den
Wahlkampf. [1] Ganzheitliche Versorgung der Suppenküchen. 2) Lieferung der Hilfsmittel für
selbstverwaltete Arbeit. 3) Teuerungsausgleichszulage. 4) Erhöhung der Sozialprogramme =
Inflation.“

Ein anderes Beispiel für Proteste ereignete sich im Juni 2023 in der Nordwestprovinz Jujuy, wo der
Gouverneur eine Verfassungsreform durchdrücken will. Die neue Verfassung verbietet es, Straßen
zu blockieren oder andere Maßnahmen zu ergreifen, die in den letzten Wochen in der Provinz bei
Demonstrationen gegen die Reform und für eine bessere Bezahlung der Lehrer:innen eingesetzt
wurden.

„Die CGT von Jujuy hat einen 48-stündigen Streik ausgerufen. Alle zum Streik und zur
Mobilisierung. Er muss andauern, bis die Reform fällt und sie auf alle Forderungen reagieren. Ein
nationaler Streik der CGT und der CTA zur Unterstützung der Bevölkerung von Jujuy ist
unerlässlich. Nach Tagen des Kampfes und der Repression in Purmamarca sind die Worte des
Präsidenten und der Vizepräsidentin der Nation angekommen. Ihre Partei hat die Reform von
Morales unterstützt und heute waren sie noch im Plenarsaal und haben geschworen, dass es eine
schlechte Reform ist, während sie das Volk unterdrücken. Nieder mit der Reform. Hoch mit den
Löhnen und Rechten. Freiheit für alle Verhafteten und Inhaftierten. Generalstreik, bis die
Verfassungsreform von Morales und der PJ fallen gelassen wird“. (Aus einem Bericht des linken
Wahlbündnisses FIT-U) (Gerardo Morales=Gouverneur von Jujuy)

Allerdings gingen die Proteste trotz beachtlicher Größe bislang nicht über Großdemonstrationen
oder lokale, befristete Besetzungen und Streiks hinaus. Zweitens tragen viele auch einen defensiven,
eher appellativen Charakter.

Warum siegte die Rechte?

So wichtig, diese Mobilisierungen daher sind, so schlägt in Argentinien das politische Pendel
inmitten der kombinierten sozialen, wirtschaftlichen Krise massiv nach rechts aus. Zweifellos sind
die Wahlbewegungen instabil und Momentaufnahmen. Sicherlich wählten viele Milei auch, um den
etablierten Parteien einen Denkzettel zu verpassen, nicht weil sie von seiner Politik so überzeugt
wären. Aber die Bilanz der Vorwahlen ist eindeutig (und wird sich bis zu den Wahlen auch nicht
extrem verändern, selbst wenn Juntos por el Cambio oder Unión por la Patria besser abschneiden
sollten. Der Rechtsruck ist deutlich – und wir müssen uns fragen, warum ein Kandidat wie Milei, der
2019 noch gar nicht zur Wahl stand, 30 % erreichen konnte.

Ähnlich wie Trump inszeniert sich der Wirtschaftswissenschafter und selbsternannte
„Anarchokapitalist“ als Kandidat gegen das „korrupte“ Establishment. Er verspricht, mit der
Korruption, mit dem „alten System“, zu dem auch die Gewerkschaften, Linke, Errungenschaften der
Frauenbewegung und Unterdrückten gehören, aufzuräumen.

Den Peso will er abschaffen und durch den US-Dollar ersetzen, die Zentralbank würde dann nicht



mehr gebraucht und folgerichtig geschlossen. Die Bindung an den US-Imperialismus würde
verstärkt.

Milei hat Verbindungen zu bekannten rechten Organisationen wie z. B. der „Fundación LIBRE“ und
findet lobende Worte für die ehemalige Militärdiktatur. Auch spricht er sich gegen Abtreibung aus.
Seine wirtschaftliche Agenda ist eine besonders radikale Form des Neoliberalismus. Er will alle
Sozialprogramme abschaffen und Unternehmen nicht mehr besteuern. Bildung und die öffentliche
Gesundheitsversorgung sollen restlos privatisiert werden.

Kein Wunder also, dass er Unterstützung bei den reichsten Menschen sowie bei bedeutenden Teilen
des Kleinbürger:innentums und der Mittelschichten findet. Aber er erhielt paradoxerweise auch bei
den ärmsten Menschen massiv Zuspruch.

Dies verdeutlicht nicht nur deren massive Entfremdung vom argentinischen politischen System und
insbesondere auch vom Peronismus, der diese lange integriert hatte. Die Wahl der Rechten als
„Protest“ verweist auch auf die Verzweiflung und teilweise Demoralisierung dieser Schichten.
Gelingt es den Gewerkschaften und der Linken nicht, die Massen gegen die Krise zu mobilisieren
und für diese einen Pol der Hoffnung darzustellen, so droht, sich diese Schicht zu einer rechten
populistischen Bewegung zu verfestigen und im Falle zukünftiger Kämpfe sogar weiter zu
radikalisieren.

Die Mischung aus heterogenen Klassenkräften – von verarmten, deklassierten Schichten über das
Kleinbürger:innentum bis hin zu Teilen des herrschenden Klasse – kann nur zusammengehalten
werden, indem der anarchokapitalistische Führer sein Programm, das sich unmittelbar gegen die
Masse seiner Wähler:innen richtet, mit rassistischer, reaktionärer, demagogischer und irrationaler
Hetze gegen eine/n gemeinsame/n Feind:in verbindet. Sollte Milei in der Opposition bleiben, wird er
in jedem Fall diese Strategie verfolgen. Aber auch, wenn er einen bedeutenden Einfluss auf die
nächste Regierung erlangen oder gar, was unwahrscheinlich ist, die Präsidentschaft gewinnen
sollte, wird er auf eine solche reaktionäre Mobilisierung weiter zurückgreifen müssen, will er seine
Anhänger:innen bei der Stange halten.

Die radikale Linke

Vor diesem Hintergrund müssen die Ergebnisse der „radikalen Linken“ analysiert und deren
Aufgaben bestimmt werden.

Die FIT-U hat mit 2,7 % (=620.000 Wähler:innen) ein Ergebnis erzielt, das in jedem anderen Land
überaus beachtlich wäre. Die Wahlallianz FIT-U aus vier trotzkistischen Organisationen besteht aber
bereits seit 2011 und die Ergebnisse pendeln seither um diesen Prozentsatz. Die FIT-U ist zwar
etwas gewachsen, aber ihr gesellschaftlicher Einfluss stagniert seit Jahren.
Das liegt an mehreren Faktoren. Erstens bildet sie im Wesentlichen nur eine Wahlallianz. Außerhalb
der Wahlen treten die vier Gruppierungen vor allem als verschiedene Organisationen auf.

Auch wenn alle gern betonen, dass die FIT-U mehr werden müsse als eine Wahlallianz – so hat auch
niemand den Schritt, über diese hinauszugehen, ernsthaft versucht.

Dies würde nämlich bedeuten, offen und öffentlich über eine programmatische Vereinheitlichung
und die programmatischen Differenzen zu debattieren. Es würde auch bedeuten, die FIT-U für
Arbeiter:innen und Jugendliche zu öffnen, die deren Wahlprogramm unterstützen.

Das ist aber nicht möglich. Die Mitglieder der FIT-U sind vier Organisationen – Partido Obrero (PO),
Partido de los Trabajadores Socialistas (PTS), Izquierda Socialista (IS) und Movimiento Socialista de



los Trabajadores (MST). Wer mitbestimmen will, muss einer der vier betreten.

Hinzu kommt, dass das Programm der FIT-U aus dem Jahr 2011 (!) stammt und seither nicht
aktualisiert wurde. Dabei wäre das dringend nötig. Erstens, weil das Programm nicht auf die
aktuellen Aufgaben fokussiert ist, zweitens, weil es wichtige Schwächen aufweist, die es zu einem
zentristischen, nicht-revolutionären Programm machen. So enthält es keine klare Orientierung auf
eine Einheitsfrontpolitik gegenüber den bestehenden, vom Peronismus politisch dominierten
Gewerkschaften. Das Programm spricht zwar die Forderung nach einer Arbeiter:innenregierung an,
aber es lässt offen, auf welche Organe sich eine solche stützen müsste, wie überhaupt Räte und
bewaffnete Selbstverteidigungsorgane der Arbeiter:innen und Unterdrückten (Milizen) nicht
vorkommen.

Teile der FIT, z. B. Izquierda Socialista, halten dieses ungenügende Programm für ausreichend.
Faktisch agieren die Kandidat:innen der FIT-U darüber hinaus mit ihren jeweils eigenen
Wahlplattformen. Nicht nur zum Wahlprogramm gibt es massive Differenzen, auch zu anderen, für
den Klassenkampf wichtigen Fragen (Charakterisierung von Russland und China, Krieg in der
Ukraine, Verhältnis zu Kuba und Venezuela, Haltung zu den Piquetero-Organisationen und zum
Peronismus).

Die Wahlen dürfen daher auch von der FIT-U nicht als Aufruf zu einem „Weiter so!“ verstanden
werden. Vielmehr müssen zwei, miteinander verbundene strategische Aufgaben angegangen
werden:

a) Aufbau einer Einheitsfront gegen die Angriff des Kapitals mit dem Ziel, auch die Gewerkschaften
in den Kampf zu zwingen.

b) Ausarbeitung eines Aktionsprogramms, das im Kampf für eine Arbeiter:innenregierung gipfelt, die
sich auf Räte und Milizen stützt, das Großkapital unter Arbeiter:innenkontrolle enteignet und einen
Notplan gegen die Krise umsetzt.

Dies würde aber erfordern, dass die FIT-U selbst eine Kurskorrektur vornimmt, eine Diskussion um
diese Fragen organisiert, um eine vereinte revolutionäre Arbeiter:innenpartei aufzubauen.


